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Betreff: Novellierung von UOG und AHStG etc. 

In der Anlage iibermittelt der Assistentenverb8nd an der UniversitÄt 

Graz seine Stellungnahme zu den oben angeführten Entwiirfen. 

Anlage 

�A�'!::Le� 
fVorsitzende des Assistentenverbandes an der 

Universitijt Graz ) 
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Verband des wissenschaftlichen Personals 

an der 
ASSISTENTENV E R BAN D 

UNIVERSITÄT GRAZ A-8010 GRAZ . UNIVERSITÄTSPLATZ 3 

St.ellungnahme 

des Vel'bandes des wissenschaft.lichen Pel'sonals 
an der Universität Graz 

zu. den Entwürfen, mit denen 

das Universit.ätsorganisationsgesetz und 
das Allgemeine Hochschul- Studiengesetz 

geändert. werden. 

In Ergänzung zu den vom Verband des wissenschaft.lichen und 
künstlerischen Personals der österreichischen Hochschulen 
(Assi st.entenverband) abgegebenen St.ellungnahme i nsbesondel'e zum 
UDG und AHSt.G, der wir inhalt.lich größtenteils zustimmen, 
werden vom Verband des wissenschaft.lichen Personals an der 

Universität Graz 1Q!g!D�! ��§�i;! zur Kenntnis gebracht: 

1) Sollt.e das nach UOG vorgegebene St.rukt.ur- und Demokratie­
prinzip von seit.en des Gesetzgebel's und vor allem vom 
BMfWuF ernst genommen werden. sind Stellungnahmefrist.en die­
sern PI'i nzip zu unterwerfen. 

Da dies im vorliegenden Falle im Hinblick auf höchst 
bedeut.same Gesetzesmaterien und auf zum Teil gravierende 
Änderungsvorschläge nicht erfolgt ist, wird daher mit allen 
zur Verfügung stehenden 'Mitteln Kritik geübt. 

In Zukunft. werden Schritte notwendig sein, 
weisen zu verhindern 

solche Vorgangs-

2) Mit Inkraftt.reten des neuen Dienstrechtes für alle 
Hochschullehrer ergeben sich notwendigerweise Änderungen im 
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Rahmen des UDG, AHSt.G et.e. St. at.t. jedoch ausfühl�liche Dis­
kussionen mit. den Bet.l�,::>ffenen zu fühl�en, um St.ellungnahmen 
J..Jnd real i si ei�bal�e Kc.nzept.e zu erarbei t. en, werden unzulän.�·­
li ehe und kaL�m gesamthaft. dUl�chdacht.e Änderungsvol�Schlä';Je 
vorgelegt (z. B. die Bundesprofessorenkonferenz, Begutach­
tungssysteme, auSeruniversitäre Bildungseinrichtungen, Gast­
professoren etc. bet.reffend) . 

Di e vom Geset.zgebel� 
Lehre kann nicht durch 
'Jefühl�t werden. 

be.auftragt.e Leistung im Beredch der 
Pauschalierung ohne EvaltJation dUl�ch-

4) Bei einer durchgängigen und abgestuft eingerichteten 
hierarchischen Ordnung innerhalb der Universitäten ist die 
Aufgabensteilung der Instit. utskonferenzen neu zu überdenken 
und in die Novelle einzubeziehen. 

S) Um Lei stungsam�ei ze für di e Uni versi t.ätslehl�er zu vel�stäl�­
ken, ist an ein neues St·l�ukturschema und an ein an (�ualifi­
kati.::>n und Leistung gebundenes st. l�ukt.Ul�elles Einbinden der 
Universitätslehrer zu denken und von alten - in allen Be­
l'ei ehen überkommenen - Gruppengrenzen 9rundlegend abzugehen. 

f:;:.) Zu den einzelnen Punkten de!' Ändel'ungsvc!j�schläge: 

ad UOG: 

Pk t. i::;:: 

Pk t. 19: 

Pkt. 

Es wi l'd vOl'geschlagen, daS di e Li st.e del� am 
geeignet.en Kandidat·en ( Tel�navol'schlag) im 
t. ei lLmgsblatt der jewei li gen Uni versi tät ZLI 

ziel'en ist. 

besten 
Mi t.­

publi-

a) Eine Frist. setzung fQr das 
( Erledigung innerhalb eines 

BMfWuF ist. unumgänglich 
Sahl'es nach Ei nlan';Jen-

sonst Begründungspflicht 
(Senat» . 

gegenüber Fakultät 

b) Geht. der BM ve.n der Reihung irCI Tel'navol'schla9 ab, 
so ist 8egründungspflicht zu fordern. 

Abs 4: Für einzeln auftl'etende Fälle kaum notwendi';j, 
Fol>;jewi l�kun.�en si nd kaum durchdacht. worden. 

Abs 5: Die Einführung eines N Professors auf Zeit" 
( Etikett.enschwi ndel) dUl�ch ei nen Gast,pl�Qfess.::>r neuen 
Typs mi t. den Recht-en ei nes O. P\�Qf. und dem Ti t.el 
n Univ. -Prof.u ist ohne strukt.urelle Gesamt. lösung 
inakzeptabel (O. Prof. - a.a. Prof. - habil. Ass. Prof. -
Ass. Prof. - Ass. - wiss. Beamter et.c. ). Die mög­
lichen Risken und die ungeklärten Rechtsfolgen. die 
sich aus der dienstrechtlichen Position und dem 
Fehlen eines Dienstverhältnisses ergeben könnt.en, 
überwiegen die durchaus möglichen Vorteile. Ferner 
sind die finanziellen und personellen Belast. ungen 
nicht abschätzbar. 
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Pkt 26: Probleme mit der Definition des Begriffes "Fach"; 
wenn jedoch § 46 (:3) UDG hel�angezogen Wil�d, dann 
ergeben sich Zufallsgl'enzen und keine Möglichkeit 
der Abdeekung interdisziplinärer Bereiche. 

Pkt 

F'k t 41 

Bei der Aufzählung der Kommissionsmitglieder fehlen 
di e wi ssenschaf tl i ehen Beamt.en. 

Es besteht Ole gesetzliche Vel�pflicht.ur1g ZiLl einem 
bestimmt.en Lehl�angebl:::st. (UDG § 51 Abs 2 li t- c (V01�­
sorge zur Sicherstellung der Lernfreiheit), § 58 lit­
i, j (St.udienkommission) I AHSt.G § i Abs 1 und :3, 
Studienordnungen, Studienpläne etc. ). Die Ermög­
lichung der Abgeltung obliegt den Organen, die für 
finanzielle Mittel und Erstellung der Stellenpläne 
zuständig sind (BMfWuF etc.). Eine Pauschalierung 
kann fi nanzielle Engpässe und Pel�sl:::snalfliangel ni cht 
ersetzen. 

Pk t 48: Ei n entsc hei dender Passus, der unbedi ngt i in UOG 
verankert bleiben soll, wurde gestrichen: 

Lehraufträge haben der Vollständigkeit des Lehrangebotes, 
deI' Vielfalt del� Lehl'meinungen sowie der individuellen Be­
treuung del� St.udi el'enden zu di enen. Hi el� wi l'd zugunst.en 
einel� l<osteneinsparung jegliche zukunft.sweisende und der 
Int.el�nat.ionalität. dienende Passage gest.richen. 

VOl�schlag: § 4:3 (1 )" . . . Zwecks Sicherung der Vollst.ändigkeit 
des Lehrangebot.es, der Vielfalt der Lehrmeinungen sowie der 
individuellen Bet.l�euung der St.udiei�enden ki:'nnen zur Abhal­
tung bestimmter Lehrveranstaltungen remuneriert.e Lehrauf­
träge und Vnt·ei'ri cht.sauf träge auf best.i mmt.e oder unbesti mmt.e 
Zeit vergeben werden. Die Erteilung . . . H 

Pkt 60: Eine Leistungsbeurteilung ist nur dann erfolgreich, 
wenn si 12 Auswi l�kungen auf eli 12 Ent.schei dungen des 
BMfWuF nach sich zieht (in der Auft.eilung der Mittel 
hi nsi cht.l i eh Pel'sonal- und Sachausstattung). 

Pk t. 61 

a) Die Arbeitsberichte der Institute sollten bei be­
haI ten wel'den und die Ent.scheidungsgrundlage bi I­
den, 
b) die Einbindung der int.eruniversitären Zentren 
SQll t.e vOl�gesehen wel�den, 
c) außerdem sollten die bet.roffenen oberst. en Kol­
legialorgane eingebunden werden ( Abs. S). 

und 64: Eine weitere Bundeskonferenz far Univ.-
Professoren ist aus prinzipiellen Überlegungen abzu­
lehnen. Vielmehr ist der seit. längerer Zeit. vor­
liegende Vorschlag nach einer Einrichtung einer 
Bundeskonferenz aller Hochschullehrer umzusetzen. 

Dazu Grundsätzliches: 
a) KL-lfliulat.i on von Gruppenint.eressensvertretungs-
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organen ist kein Lösungsansatz. 
b) Es fehlen hieb- und stichfeste Argumente f�r die 
Ei nri cht.ung von 2 BL�ndeskonferenzen für die Hoch­
schullehrer. Es wel� den dadurch - entgegen der F01� ­
derung für den öffentlichen Bereich, kostensparend 
vOl�zugehen - unnotwendige Mehd�osten verursacht.. 
c) Es best.ehen keine Unterschiede Ü(I Tät.igkei t.sum­
fang in akadem ischen Kollegialorganen zwischen den 
Vertretern von § 50 Abs 3 lit. a und b. 
d) Es ist abzuklären, wer neuerlich die Grenzziehung 
zwi schen den Gruppen innerhalb der !Jni versi tät vel�­
stärkt haben will, obwohl die Kriterien Quali­
fikation und Leistung in den Belangen Forschung. 
Lehre und Verwaltung eine Grenzziehung kaum mehr 
el�mi:H;jl i chen. 
e) Der Kost.enaufwand wi l� d als wei taus zu niedrig an­
';jegeben (Rei sekost.en) . 

. ad AHStG: 

Pkt :3: Unverständlich erscheint. die Nicht.berücksichtigung 
der habi 1 i t.i el� t.en Ass. - Pl� of eSSOl'en . (Hi ngegen wi l� d 
deI' Gast.pl'ofessclj� neuen Typs bel� ücksi cht.i gt.) . 

7) AbschlieBende Bemel� kungen: 

a) Obwohl Int.ernat.ionalisierung und Hebung der Qualitätsan­
f':\l�derungen ';;Jrundsätzlich zu begl�üBen sind, wird der V01�­
geschlagene Weg so lange st. l� ikt. abgelehnt. als kaum Mi t.­
tel für Weiterbildung in Forschung und Lehre vorhanden 
sind. 
Die Einbindung auswärt.iger Mitglieder in Berufungskomm is­
si onen ist. kei n Gcu� ant. für di e .:oben angefühl� t.en Vel� ­
bessel� ungen . 
Erhöhte Dotat.ionen 
schungsaufent.halte. 
Einricht.ung von im 
richt.ungen würden 
bei t.l� agen. 

und form ale Erleichterungen für For­
Tei lnahme an K.:ongressen s.:owie die 

UOG vorgesehenen Weit.erbildungsein­
zur Internat.i .:onal i si en .. mg wei t. mehr 

b) Obwohl der universitäre Allt.ag in allen Bereichen von 
Lehl� e, FOl�schung und Vel�wal t.ung di e al t.überkommene Grup­
pengl� enze zwi schen den Uni v. -Pl'ofessc,,� en und dem Übl'i gen 
wi ssenschaf t.l i chen Pel'sc.nal längst zu Fall ';;Jebracht hat. 1 

werden keinerlei Änderungsvorschläge eingebracht., die 
di ese �=;i t.uat. i on und ei n G1ei chbehandlun';jsgebot. bel� ück­
sichtigen (8egutachtungsfunktionen, Leit.ungsfunkt.ionen, 
Problem kreis "8undeskonferenzenu et.c). 

c) Ir"!"! Ge.;!ensat.z zu b) wel� den mi t. del� Ei nbri ngung ei nes 
Gast.professors neuen Typs (in Pressekonferenzen vom BM in 
irpefühl� endel' Weise als "Pl� ofessor auf Zeit." genannt.) 
mi t. den Recht·en ei nes .;). Uni v. -Pl� of. (jedoch .:ohne Begrün­
dLmg ei nes Dienst.veI'häl t. nisses) neue Belast. ungen für den 
Mit.telbau geschaffen. 
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dl Die vCl\�gesehenen Zusatzkcist.en im Rahmen der Berufungsvel�­
fahren könnten als Mittel für Forschungs- und Weiter­
bildungsaktivitäten mehr zur Internationalisierung bei­
tragen. 

e) Die zwingende Vorschreibung eines ausländischen Gut­
achtens O:::ann-Besti nunung müßt.e ausrei chen) im Rahmen des 
Habilitationsverfahrens desavouiert alle inländischen 
Habi li t.i el� t.en. 

f) Mit der Verpflichtung zur Lehre für Mittelbauangehörige 
im Rahmen der Di enst.z:ei t ist zwi ngend ei ne Ändel�ung der 
gehaltsrechtlichen Situation einzufordern. 

g) Eine durchlässige und sinnvoll abgestufte Hierarchie an 
den Uni versi t.ät·en erfQrdel�t ei ne Nleuvel�tei lung der BefL�g­
ni sse und öf fnung del� Lei ttmgsposi ti .:men für hi el�ZU 
Quall fiziert.e. 

Del� Assi stentenvel�band der Uni versi tät. Gl�az fClrdel�t wegen der 
Brisanz del� vOl�gelegt.en Ändel�ungsvol'schlägel daE ein dem 
Ministerrat. vorgelegt.es Papier umgehend vorgelegt wird. 

Gl�az I 1 f:. ·Jänner 1990 

Dl�. Anne 1 i ese Legat. 
<: VOl�si tzende des Assi st.ent.envel�bandes 

Gl�az) 
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